
Aus Sicht vieler Sozialpolitiker wurde die
Diskussion um die Reform der Gesetzlichen
Rentenversicherung vor wenigen Wochen
entschieden. Die auch auf die gesetzliche
Rentenversicherung im nächsten Jahrhun-
dert zukommenden demographischen Pro-
bleme seien im System der lohn- und bei-
tragsbezogenen Rente lösbar; ein System-
wechsel sei weder nötig noch sinnvoll, stell-
te der Verband der Rentenversicherungsträ-
ger (VDR) zufrieden fest. Ein vom VDR in
Auftrag gegebenes Gutachten der renom-
mierten Basler Prognos AG war zu dem Er-
gebnis gekommen, unter den Bedingungen
des Rentenreformgesetzes 1999 könne der
Beitragssatz zur gesetzlichen Rente bis
2020 unterhalb der Marke von 21 Prozent
bleiben und müsse auch unter ungünstigen
Bedingungen bis 2040 nicht über 24,5 Pro-
zent steigen.

Man darf dem Gutachten, das für viele
Funktionäre und Politiker Entwarnung an
der �Rentenfront� signalisierte, getrost soli-
des Rechnen unterstellen. Freilich, wer sich
jemals näher mit dem deutschen Rentensy-
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�Wer jungen Menschen, die heute ins Berufsleben eintreten, eine auskömmliche
Rente verspricht, der gibt ein Versprechen ab, von dem man heute schon weiß,
daß es wahrscheinlich nicht gehalten werden kann ...

Es geht um eine Reform des gesamten Systems der Altersvorsorge. Dafür gibt es
prinzipiell zwei Möglichkeiten: Entweder die Kinder ernähren die Eltern im Alter,
oder die Aktiven bilden Kapital, das sie im Alter verzehren können. Werden weni-
ger Kinder geboren, dann muß mehr Kapital gebildet werden. Seit Mitte der sech-
ziger Jahre hat sich aber nicht nur die Geburtenzahl halbiert, sondern auch die
volkswirtschaftliche Sparquote ... Wir stehen vor dem Scheitern des gesamten Sy-
stems der Altersvorsorge.

Schuld ist nicht individuelle Unvernunft. Schuld ist die Konstruktion des Sy-
stems.� (Wolfram Engels, 1986)

stem befaßt hat, weiß: Dieses System be-
sitzt Stellschrauben in genügender Anzahl,
um es jeweils so zu justieren, daß die ver-
meintliche Schlüsselgröße Rentenbeitrag im
Rahmen des Erträglichen bleibt.

Ob die aus diesen Beiträgen dann erwach-
senden Renten ihrerseits im Rahmen blei-
ben, ist damit allerdings noch längst nicht
ausgemacht. Für die Bewertung der Zu-
kunftsfähigkeit eines Rentensystems kommt
es keineswegs allein auf die Beitragssätze
an � man muß schon näher hinsehen, um
zu prüfen, was Sache ist.

Rentensystem in der
demographischen Klemme

Ein umlagefinanziertes Rentensystem wie
die deutsche Gesetzliche Rentenversiche-
rung (GRV) unterliegt einer immanenten
Mechanik, die es gegenüber Änderungen
der Bevölkerungsstruktur empfindlich
macht.

Wichtigstes Merkmal eines Umlageverfah-
rens ist, daß die Beiträge der Versicherten
praktisch gleichzeitig als Renten wieder
ausgezahlt werden. Die Generation der Bei-
tragszahler legt also � anders als von vielen
Bürgern geglaubt � nichts für später zurück.
Ein Umlagesystem kann daher nur dann
nachhaltig funktionieren, wenn man erwar-
ten darf, daß die nachfolgende Generation
zahlreich, zahlungsfähig und zahlungswillig
genug ist, später die Renten der heutigen
Beitragszahler zu finanzieren. Genau dies
ist  alles andere als sicher.

Was im Umlageverfahren im Durchschnitt
als Rente bezahlt werden kann, hängt von
der Bevölkerungsstruktur, von der Erwerbs-
neigung (Anteil der Erwerbstätigen an der
Gesamtzahl der Erwerbsfähigen) sowie vom
durchschnittlichen beitragspflichtigen Ein-
kommen ab. Diese Größen bilden ein relativ
starres Hebelwerk: Bei gegebenem Größen-
verhältnis zwischen Rentner- und Aktiven-
generation (Altenquotient) und gegebener
Erwerbsneigung ist eine bestimmte Relation
von durchschnittlichem Arbeitseinkommen
und Durchschnittsrente (Rentenniveau) nur
mit einem ganz bestimmten Beitragssatz zu
erreichen. Bleiben Bevölkerungsstruktur, Er-
werbsneigung und Beitragssatz konstant,
dann wächst die Durchschnittsrente propor-
tional zu den Durchschnittseinkommen. Al-
tert die Bevölkerung oder sinkt das Renten-
eintrittsalter, nimmt also der Altenquotient
zu, dann folgt im Umlageverfahren daraus
die Notwendigkeit, das Rentenniveau abzu-
senken und/oder die Beiträge anzuheben.
An dieser Mechanik ändert sich durch die
Tatsache, daß ein erheblicher Teil der Ren-
tenzahlungen durch den sogenannten Bun-
deszuschuß finanziert wird, grundsätzlich
nichts; sie bedeutet lediglich, daß Steuern
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an die Stelle von Sozialabgaben treten � ein
alternativer, im übrigen aber alles andere
als effizienter Weg der Rentenfinanzierung
durch Umverteilung.

Seit Jahren gibt es zwei demographische
Trends, die zu einem Anstieg des Altenquoti-
enten geführt haben und weiter führen wer-
den: die Zunahme der Lebenserwartung und
das Zurückbleiben der Geburtenrate hinter
dem, was zur Stabilisierung der gesamten
Bevölkerung erforderlich wäre. Beides be-
deutet, daß unsere Gesellschaft �altert�:

� Zwischen 1995 und 2040 wird die Zahl
der bis zu 20jährigen von 17,6 Mio auf
11,5 Mio zurückgehen.

� Im gleichen Zeitraum geht die Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter zwischen
20 und 60 Jahren von 47 auf 34,8 Mio
zurück.

� Die Zahl der älteren Menschen (über
60jährige) wird dagegen von 17,2 Mio
auf 25,7 Mio ansteigen.

Der Altenquotient wird sich diesen Daten
zufolge bis zum Jahr 2040 verdoppelt ha-
ben. Bleiben die übrigen für das Rentensy-
stem ausschlaggebenden Strukturgrößen �

insbesondere das Renteneintrittsalter und
die Erwerbsquote � konstant, dann wird
sich auch die Zahl der Rentner im Verhält-
nis zur Zahl der Erwerbstätigen verdoppeln:
Dann kommen nach Schätzung der OECD
im Jahr 2040 auf 10 Erwerbstätige mehr
als 8 Rentner.

Für die gesetzliche Rente bedeutet das,
grob gesprochen: Unveränderte Leistungen
sind nur noch um den Preis verdoppelter
Beitragssätze zu haben, unveränderte Bei-
tragssätze machen eine Halbierung der
Rentenleistungen erforderlich. Reformen
innerhalb des Umlageverfahrens sind dar-
auf verwiesen, einen Weg zwischen diesen
beiden Extremen zu gehen � das Grunddi-
lemma auflösen können sie nicht. An die-
ser einfachen Wahrheit kommt man nicht
vorbei.

Rentenreformgesetz 1999
Im Oktober 1997 verabschiedete der Bun-
destag nach langer Auseinandersetzung
zwischen Regierung und Opposition das
Rentenreformgesetz 1999 (RRG 1999),
das dem eingangs erwähnten Gutachten zu-
folge über Jahrzehnte hinweg weitere Refor-
men erübrigt. Die Wirkungen des RRG

1999 lassen sich an den drei Kernelemen-
ten der Rentenreform festmachen:

Begrenzung der Rentenansprüche: Die
Rentenformel wird um einen Demographie-
faktor ergänzt, der die Belastung des Ren-
tensystems durch die steigende Lebenser-
wartung abfedern soll. Die Renten werden
künftig etwas langsamer ansteigen als die
Nettolöhne der Arbeitnehmer, so daß das
Nettorentenniveau langfristig auf 64 Pro-
zent zurückgeht. Darüber hinaus werden
die Altersgrenze für Altersrente an Schwer-
behinderte angehoben, die Zugangsbedin-
gungen für Arbeitslose und für Frauen de-
nen für langjährig Versicherte angeglichen
und die Erwerbsminderungsrente von ar-
beitsmarktpolitischen Elementen bereinigt.

Erhöhter Bundeszuschuß: Die Leistungen
des Bundes an die Rentenversicherung
werden dauerhaft erhöht, um den Bei-
tragssatz um rund 1 Prozentpunkt niedri-
ger ansetzen zu können; Kosten 1999:
13,3 Mrd. D-Mark, 2000: 16,3 Mrd. D-
Mark. Tendenz: dynamisch ansteigend ge-
mäß der Entwicklung der Alterslast.

Familienpolitische Komponente: Kinderer-
ziehungszeiten werden künftig bei der Be-
messung der Renten stärker berücksich-
tigt. Sie werden nicht mehr mit Beitragslei-
stungen verrechnet und überdies von 75
auf 100 Prozent des Durchschnitts ange-
hoben.

Prognos kommt in seinem Gutachten zu
dem Ergebnis, daß diese Reform innerhalb
des �bewährten Rentensystems� die Bei-
tragssatzdynamik deutlich eingrenzen wird:
Auf Grund der beschlossenen Maßnahmen
wird der GRV-Beitragssatz um zwei bis
drei Prozentpunkte niedriger ausfallen kön-
nen als unter altem Recht.

Dabei darf freilich nicht aus dem Blick ge-
raten: Nur die erste Kategorie der Reform-
elemente, die Begrenzung von Rentenan-
sprüchen, führt � gemessen an den für die
Renten aufzubringenden Mitteln � zu einer
wirklichen Entlastung des Systems. Das
Rentenniveau von 70 auf 64 Prozent des

Alternde Gesellschaft
Anteile der Altersgruppen an der Bevölkerung
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durchschnittlichen Nettoeinkommens abzu-
senken, bedeutet unter sonst unveränderten
Bedingungen eine Einsparung am Beitrags-
satz von rund zwei Prozentpunkten. Das
sind mehr als zwei Drittel der durch das
RRG 1999 bewirkten Beitragssenkung. Die
vermeintliche Entlastung verpufft jedoch
zum großen Teil, wenn in Rechnung gestellt
wird, daß jetzt der einzelne Versicherte die
Lücke zum alten Rentenniveau durch Eigen-
vorsorge auffüllen muß � gleiches Rentenni-
veau wird künftig nur zu höheren Aufwen-
dungen zu haben sein.

Das zweite Kernelement, die Erhöhung des
Bundeszuschusses, läuft auf reine Umfinan-
zierung hinaus: Sie entlastet den Beitrags-
zahler und belastet im Gegenzug den Steu-
erzahler. Angesichts der umfassenden Ver-
sicherungspflicht gehört der weit überwie-
gende Teil der Steuerzahler zu den Bei-
tragszahlern, so daß von einer Entlastung
des Rentensystems allenfalls in einem for-
mellen Sinn die Rede sein kann � substanti-
ell ist sie jedenfalls nicht. Zusammen mit
der Einschränkung der Rentenansprüche
trägt sie freilich zu der von den Rentenver-
sicherungsträgern so sehr begrüßten Dämp-
fung der Beitragsdynamik als Folge des
RRG 1999 bei.

Problematische familien-
politische Komponente

Die familienpolitische Komponente des RRG
1999 schließlich wird eine Mehrbelastung
der GRV mit sich bringen. Die Höherbewer-
tung der Kindererziehungszeiten führt künf-
tig zu insgesamt höheren Rentenzahlungen,
also zu höheren Beiträgen. Dieses Reform-
element bedeutet Sozialpolitik zu Lasten ei-
nes bereits überlasteten Systems.

Außer Zweifel steht: Der Generationenver-
trag, der sich im Umlageverfahren manife-
stiert, steht und fällt mit der Bereitschaft
der Menschen, Nachwuchs � sprich: Bei-
tragszahler � aufzuziehen. Dieser �Vertrag�
krankt daran, daß er die Notwendigkeit, Al-
tersvorsorge entweder durch die Aufzucht

von Kindern oder durch die Bildung von
Kapital zu betreiben, für den einzelnen auf-
hebt, während die Gesellschaft unverän-
dert darauf angewiesen ist, zur Versorgung
der älteren Generation auf genügend viele
und hinreichend leistungsfähige Beitrags-
zahler zurückgreifen zu können. Insofern
liegt der Ansatz nahe, diesen Fehlanreiz
durch familienpolitische Elemente im Ren-
tenrecht zu korrigieren in der Absicht, die
Menschen zu bewegen, wieder mehr Kin-
der zu haben. Fraglich ist jedoch, ob eine
�Abgeltung� von Erziehungsleistung durch
eine erhöhte Rente hinreichend wirksam
und hinreichend gerecht sein kann. Denn
angesichts des großen Zeitabstandes zwi-
schen Leistung und Gegenleistung dürfte
kaum jemand den Zuschlag bei der Rente
als Unterstützung bei der Aufzucht seiner
Kinder empfinden; die Gerechtigkeitsfrage
stellt sich, weil die Kinder von Nichtversi-
cherten von solcher Förderung ausgespart
bleiben, obwohl auch sie mit großer Wahr-
scheinlichkeit später zum Generationenver-
trag beitragen werden und weil anderer-
seits keineswegs gewährleistet ist, daß die
Kinder der Versicherten als Erwerbstätige
zum Kreis der Beitragszahler gehören wer-
den. Wenn es schon zusätzliche Prämien
für das Aufziehen von Kindern geben sollte,

dann spricht mithin einiges dafür, dies in
Form eines erhöhten Kindergeldes zu tun.

Fazit: RRG 1999
unzureichend

Ein genauerer Blick auf das, was der Ge-
setzgeber für die gesetzliche Rente vorge-
zeichnet hat, macht somit deutlich: Die im
Rentenreformgesetz 1999 beschlossenen
Maßnahmen mögen das Rentensystem für
eine Weile stabilisieren und über die Zeit
retten, können aber den diesem System an-
vertrauten Menschen die längerfristigen Fol-
gen der Bevölkerungsentwicklung nicht ab-
nehmen. Sie sind geeignet, Beitragssätze
zur gesetzlichen Rente zu stabilisieren, kön-
nen aber das Rentenniveau nicht halten,
schmälern die interne Rendite der Beiträge
und verschleiern einen nicht geringen Teil
der Belastung, indem sie eine erhebliche
Ausweitung des Zuschusses aus Steuermit-
teln vorsehen.

Daraus lassen sich zwei zentrale Schlüsse
ziehen. Erstens ist allen Vorstellungen eine
entschiedene Absage zu erteilen, die nach
der Bundestagswahl von den Maßnahmen
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Reformwirkung: Beitragssätze zur GRV*
unter altem und neuem Rentenrecht
in Prozent des beitragspflichtigen Einkommens
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des RRG 1999 ausgerechnet die demogra-
phische Ergänzung der Rentenformel rück-
gängig machen wollen. Dieser Teil der Re-
form ist der einzige, der eine wirklich sub-
stantielle Verringerung der Beitragsbela-
stung in der GRV mit sich bringt.

Zweitens wird deutlich, daß das RRG 1999
eben noch keinen Ausweg aus der längerfri-
stig drohenden Rentenkrise bieten kann �
den Gesetzmäßigkeiten der Bevölkerungs-
entwicklung läßt sich kein Schnippchen
schlagen. In dem Maße, in dem sich die de-
mographische Schere öffnet, sind in einem
auf reiner Umverteilung beruhenden Ren-
tensystem die Rentenleistungen zu kürzen
und/oder die Beiträge bzw. staatlichen Zu-
schüsse zu erhöhen. Solange und soweit
die Bevölkerung nicht Altersvorsorge durch
Kinder betreibt, ist echte Entlastung nur auf
dem Wege zusätzlicher Altersvorsorge
durch Kapitalbildung möglich.

Optimallösung Kapital-
deckung

Stünde der Gesetzgeber heute vor der Auf-
gabe, ein Rentensystem von Grund auf neu
zu konstruieren und ließe er sich dabei von
den Maximen leiten, die für Sozialpolitik im
Rahmen der sozialen Marktwirtschaft gelten
(Argumente zu Marktwirtschaft und Politik
Nr. 56), müßte er sich im wesentlichen für
ein Regelwerk entscheiden, in dem

� die individuellen Rentenansprüche mit Er-
sparnissen begründet werden, die der
Versicherte im Rahmen seiner Rentenver-
sicherung gebildet hat,

� der einzelne lediglich zu einer Mindestsi-
cherung gegen das Risiko der Altersarmut
verpflichtet ist,

� darüber hinausgehende Vorsorge der Art
und dem Umfang nach in das Ermessen
des einzelnen gestellt ist,

� nicht der Staat, sondern private Versiche-
rungs- und Kapitalanlageunternehmen

Vertragspartner des für sein Alter vorsor-
genden Bürgers sind, und

� die Rolle des Staates sich darauf be-
schränkt, den Ordnungsrahmen für die
an diesem System Beteiligten zu schaf-
fen und dabei insbesondere die allgemei-
ne Mindestsicherung, die Funktionsfä-
higkeit der Versicherungsmärkte, die
Portabilität von Versicherungsansprü-
chen und ein Mindestmaß an Konsumen-
tenschutz zu gewährleisten.

Eine diesen Leitlinien folgende Alterssiche-
rung würde dem Subsidiaritätsprinzip ge-
recht, dem zufolge der Staat nichts regeln
soll, was der einzelne in eigener Verantwor-
tung regeln kann. Zugleich schützte eine
solche Regelung mit ihrer Mindestsiche-
rungspflicht die Allgemeinheit vor dem Risi-
ko, daß einzelne � in der sicheren Erwar-
tung, der Sozialstaat werde es schon rich-
ten � keine Vorkehrungen zur Sicherung ih-
res Alterseinkommens treffen.

Den Sozialstaat so auszurichten bedeutet
keineswegs Verzicht auf Solidarität, im Ge-
genteil. Versicherungen verkaufen Sicher-
heit; diese Sicherheit beruht auf dem Risi-
koausgleich innerhalb der Versichertenge-
meinschaft. Versicherungen sind letztlich
also Solidargemeinschaften, in denen �die-
jenigen, die Glück haben, an diejenigen
zahlen, die ein Unglücksfall trifft� (Wolfram
Engels). Über diesen Risikoausgleich hinaus
bleibt der Staat aber neutral: Er schützt die
Interessen aller Bürger gleichermaßen, ohne
einzelne zu bevorzugen oder zu benachteili-
gen. Auf Umverteilung braucht dieser Sozi-
alstaat wohlgemerkt nicht zu verzichten. Er
muß sie freilich weitestgehend dem Steuer-
system anvertrauen � wo sie hingehört und
wo sie transparenter und effizienter gehand-
habt werden kann als etwa im herrschen-
den Umlageverfahren, in dem versiche-
rungsfremde Leistungen, beitragsfreie Zei-
ten oder Renten nach Mindesteinkommen
es praktisch unmöglich machen, im einzel-
nen zu identifizieren, wer bevorzugt und
wer benachteiligt wird.

Alterssicherung, die � dem Subsidiaritäts-
prinzip folgend � auf eigenverantwortliche
Vorsorge setzt und auf tagespolitische Ein-
flußnahme durch den Staat verzichtet, hat
freilich nicht allein Nachvollziehbarkeit und
Fairneß, Marktkonformität und ordnungspo-
litische Klarheit für sich. Auch unter rein
wirtschaftlichen Aspekten ist Kapitaldek-
kung der Renten vorteilhaft. Um nach 45
Beitragsjahren ein Nettorentenniveau von
70 Prozent zu erreichen, ist in der GRV der-
zeit ein Beitragssatz von rund 17 Prozent
des Bruttoeinkommens (einschließlich Ar-
beitgeberanteilen an den Sozialabgaben) er-
forderlich. Im Kapitaldeckungsverfahren, in
dem das zur Altersvorsorge Zurückgelegte
Zins und Zinseszins abwirft, würde bereits
ein Beitragssatz von 9 Prozent dieses Ren-
tenniveau erbringen. Schon dies ist ein gro-
bes Mißverhältnis.

Das ganze Ausmaß der Misere wird sicht-
bar, wenn man die Dynamik der Bevölke-
rungsentwicklung in Rechnung stellt. Wer
1975 in Rente ging, erzielte auf seine Bei-
tragsleistung eine sehr ansehnliche Rendi-
te von 6 Prozent, der Eckrentner des Jah-
res 1995 immerhin noch 2½ Prozent. Wer
1995 als Versicherungspflichtiger ins Er-
werbsleben eintrat, konnte dagegen nicht
mehr mit einer positiven Rendite seiner
Beiträge rechnen, die Generation der heute
Geborenen noch viel weniger.

Wer dagegen � in Ergänzung oder anstelle
der Gesetzlichen Rentenversicherung �
Beiträge für kapitalgedeckte Formen der
Altersvorsorge leistet, kann dafür � bei vor-
sichtiger Schätzung � eine Rendite von 4
Prozent erwarten. Unter den heutigen de-
mographischen Bedingungen ist der theo-
retische �Wettbewerbsvorteil� kapitalge-
deckter Altersvorsorge also eklatant. We-
gen dieses Renditevorteils ist Kapitaldek-
kung auch auf gesamtwirtschaftlicher Ebe-
ne überlegen; denn die höhere Beitragsren-
dite schlägt sich in einem höheren Lebens-

Überlegenheit der Kapital-
deckung
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einkommen nieder und läßt im Normalfall
daher eine höhere Ersparnis erwarten. Der
dadurch beschleunigte Aufbau des Kapital-
stocks legt seinerseits die Grundlage für
beschleunigtes Wirtschaftswachstum. Auf
der Liste der Vorteile steht nicht zuletzt,
daß der in Aussicht stehende niedrigere
Beitragssatz eine Abflachung des oft be-
klagten Keils zwischen Brutto- und Netto-
einkommen bedeutet � ein positiver Impuls
für den Arbeitsmarkt.

Übergangsprobleme,
Übergangschancen

Auch dies unterstreicht: Würde heute ohne
Rücksicht auf Vergangenes ein Rentensy-
stem aus der Taufe gehoben, stünde mit
großer Wahrscheinlichkeit eine kapitalge-
deckte Altersvorsorge im Mittelpunkt.

Doch von der Vergangenheit läßt sich gera-
de in dem durch lange Fristen geprägten
Bereich der Altersvorsorge nicht abstrahie-
ren. Am wichtigsten: Es kann kein Zweifel
daran bestehen, daß die im Umlageverfah-
ren bislang erworbenen Rentenansprüche
weitgehenden Bestandsschutz genießen.
Solange es Alterseinkommen gibt, die auf
früher geleistete Umlagebeiträge zurückge-
hen, muß die erwerbstätige Generation bei
einem Übergang zur Kapitaldeckung daher
für zwei Rentensysteme aufkommen � für
das auslaufende Umlageverfahren und zu-
gleich für die durch Ersparnis neu aufzu-
bauenden eigenen Rentenansprüche. Ein
Systemübergang �aus dem Stand� ist aus
diesem Grund praktisch nicht durchführbar.

Eine Reihe wissenschaftlicher Untersuchun-
gen aus jüngerer Zeit legt jedoch nahe,
daß ein geordneter Rückzug aus dem Um-
lageverfahren in Verbindung mit dem
schrittweisen Aufbau eines kapitalgedeck-
ten Rentensystems möglich und � trotz der
sich über mehr als eine Generation hinzie-
henden Mehrbelastung � gesamtwirtschaft-
lich sinnvoll ist. Diese Untersuchungen un-
terscheiden sich letztlich nur in der Bewer-
tung der Frage, ob das Ausmaß der abzu-

tragenden Altlast einen vollständigen oder
nur einen teilweisen Ausstieg aus dem
Umlageverfahren erlaubt.

Der Nürnberger Wissenschaftler Manfred
Neumann hat gezeigt,* wie ein vollständi-
ger Rückzug aussehen könnte:

� Mit Beginn des Jahres 2000 entstehen
neue Rentenansprüche ausschließlich im
Kapitaldeckungsverfahren. Für ein Netto-
rentenniveau von 70 Prozent ist unter der
Annahme einer realen Kapitalrendite von
4 Prozent ein Beitragssatz von knapp
9 Prozent notwendig.

� Die im Rahmen der bisherigen GRV er-
worbenen Rentenansprüche werden wei-
terhin durch Umlagebeiträge finanziert.
Eine Beitragsentlastung kann unmittelbar
dadurch erreicht werden, daß das effekti-
ve Renteneintrittsalter für alle auf 65
Jahre angehoben wird und ein vorzeitiger
Ruhestand durch hinreichend große Ab-
schläge bei der Rente für die Versiche-
rung kostenneutral bleibt.

� Im Zuge des Übergangsprozesses nimmt
der durch Umlagebeiträge zu finanzieren-
de Anteil bei neuen Rentenfällen sukzes-
sive ab; diese mittelbare Entlastung wirkt
der demographisch bedingten Mehrbela-
stung entgegen. Der Umlagerestbeitrag
kann dadurch nahezu konstant gehalten
und nach 2030 sogar gesenkt werden.

Wie realistisch dieses Übergangsszenarium
ist, hängt entscheidend von der Frage ab,
ob es gelingt, das effektive Renteneintritts-
alter wirksam und rasch anzuheben. Bliebe
es bei einem durchschnittlichen Eintrittsal-
ter von rund 60 Jahren, so wäre im Verlauf
des Übergangs zeitweise ein Gesamtauf-
wand (Umlagerestbeitrag plus Ersparnis für
die kapitalgedeckte Rente) von deutlich
über 30 Prozent notwendig. Gelänge es an-
dererseits tatsächlich, das Eintrittsalter �

wie in Neumanns Gutachten unterstellt �
auf 65 Jahre anzuheben (und Abweichun-
gen mit versicherungsmathematisch korrek-
ten Zu- oder Abschlägen bei der Rente zu
korrigieren), könnte der Gesamtbeitrag un-
ter 24 Prozent gehalten werden. Damit läge
die Belastung der Versicherten in den An-
fangsjahren der Umstellung zwar deutlich
über dem, was Prognos für die Umsetzung
des RRG 1999 errechnet. Aber auf längere
Sicht würden die Umlagebeiträge unter den
Bedingungen des RRG 1999 deutlich unter-
schritten. Vor allem: Dann wäre ein Punkt
erreicht, in dem weitere �Jahrhundertrefor-
men� endgültig der Vergangenheit angehö-
ren könnten, während das Umlageverfahren
in der Zwickmühle von ungünstiger Demo-
graphie, hohen Beiträgen und niedrigen
Renten gefangen bliebe.

Auch der Wissenschaftliche Beirat beim
Bundesministerium für Wirtschaft hat die
möglichen Übergangspfade zu einem kapi-
talgedeckten Rentensystem untersucht. In
seinem Gutachten �Grundlegende Reform
der Gesetzlichen Rentenversicherung� vom
März 1998 spricht er sich entschieden da-
für aus, das Rentensystem für Kapitaldek-
kung zu öffnen. Allerdings schätzt er den
zur Befriedigung der im alten Rentensystem
erworbenen Ansprüche erforderlichen Umla-
gerestbeitrag für zu hoch ein, um parallel
dazu die Sparleistung für den vollständigen
Systemübergang erbringen zu können � der
Gesamtbeitrag läge nach Einschätzung des
Beirats anfangs bei knapp 29 Prozent und
über das Jahr 2030 hinaus höher als 26
Prozent.

Deshalb plädiert er für eine Lösung, in de-
ren Mittelpunkt die zeitliche Glättung des
Gesamtbeitrags steht: Der (Mindest-)
Beitragssatz für die kapitalgedeckte Rente
soll zu jedem Zeitpunkt so bemessen wer-
den, daß er zusammen mit dem Umlage-
beitrag für die reduzierte GRV einen Ge-
samtbeitrag von 25 Prozent nicht über-
schreitet. Das läuft auf ein gemischtes Al-
terssicherungssystem hinaus, in dem lang-
fristig die Hälfte der regulären Altersrente
auf Kapitaldeckung beruht � auch das
wäre ein gewaltiger Schritt nach vorn, hin

* Abgedruckt in: Frankfurter Institut (Hrsg.),
Rentenkrise. Und wie wir sie meistern können,
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zu einer sehr viel effizienteren Finanzierung
der Altersrenten.

Soziale Marktwirtschaft
heißt Achtung des
souveränen Individuums
Das Projekt, das System der Altersvorsorge
in Deutschland auf eine neue Grundlage zu
stellen, wird von vielen als unnötig � weil
Reformen innerhalb des alten System an-
geblich ausreichen � und von manchen als
undurchführbar � weil mit zu großen Pro-
blemen behaftet � abgelehnt. Über die die-
sen Einschätzungen zu Grunde liegenden
Analysen und Werturteile muß man enga-
giert streiten, um das gangbare Terrain für
eine grundlegende Rentenreform zu sondie-
ren.

Von anderer Qualität ist dagegen der Ein-
wand, Kapitaldeckung sei �nur eine andere
Form der Umverteilung� (Herbert Ehrenberg
im Handelsblatt vom 25. Mai 1998), wes-
halb ein Systemwechsel von vornherein
nichts bringen könne. Der zum Beweis be-
mühte Satz von Ernst Mackenroth, �daß
aller Sozialaufwand immer aus dem Sozial-
produkt der laufenden Periode gedeckt
werden muß�, geht am Kern eines Kapital-
deckungsverfahrens jedoch völlig vorbei.
Nur wer sich schon gar nichts anderes
mehr vorstellen kann als einen umfassen-
den Versorgungsstaat, wird Alterseinkom-
men von vornherein als Sozialaufwand ver-
stehen, also als umverteilte Einkommen.
Mit der dem Leitbild von Subsidiarität und
sozialer Marktwirtschaft gemäßen Vorstel-
lung, das Individuum solle � von einer
Mindestversicherungspflicht einmal abge-
sehen � eigenverantwortlich für das Alter
vorsorgen, sich also geeignet versichern
oder Ersparnisse bilden, hat das freilich
nichts mehr zu tun.

Renten resultieren im Kapitaldeckungssy-
stem eben gerade nicht aus Umverteilung,
sondern aus originären Faktoreinkommen
und aus der Auflösung erworbenen Vermö-
gens. Sie sind mithin nicht Sozialaufwand,

sondern eine den anderen Einkunftsarten
gleichrangige Einkommenskategorie. Sie
sind � anders als die gesetzlichen Renten
heute � nicht sozialpolitischem Gutdünken
unterworfen, und sie sind erst recht kein Al-
mosen. Sie sind schlicht die Form von Al-
terseinkommen, die dem freien, eigenver-
antwortlichen Menschen gemäß ist, der
schließlich auch durch aktives und passives
Wahlrecht, freie Wahl von Ausbildung und
Arbeitsplatz, durch Verantwortung vor dem
Gesetz, durch Wehrpflicht und die Teilnah-
me am Straßenverkehr in aller Regel nicht
überfordert ist.

Schlußfolgerungen

 Die absehbare Bevölkerungsentwicklung
in Deutschland wird in den nächsten Jahr-
zehnten zu einer Verdoppelung des Alten-
quotienten führen. Wird das Umlageverfah-
ren in der Gesetzlichen Rentenversicherung
beibehalten, ist das heutige Rentenniveau
nur bei verdoppelten Beiträgen zu haben,
unveränderte Beiträge bedeuten eine Hal-
bierung des Rentenniveaus.

 Das Rentenreformgesetz 1999 kann am
Grundproblem nichts ändern. Die von vielen
begrüßte Beitragssenkung um zwei bis drei
Prozentpunkte im Vergleich zum alten Ren-
tenrecht muß durch Einschränkungen bei
den Rentenleistungen erkauft werden.

 Die politisch relevanten Kräfte sollten
sich endlich darauf verständigen, konstruk-
tiv nach Möglichkeiten zu suchen, die un-
abweisbaren Vorteile kapitalgedeckter Al-
terssicherungssysteme zu nutzen. Hierfür
gibt es wegweisende Vorschläge.

Die Reihe �Argumente zu Marktwirtschaft und
Politik� greift aktuelle wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Themen auf. Sie erscheint
in loser Folge.

Die Serie �Deutschland in der Prüfung� wurde
ermöglicht durch freundliche Unterstützung
der informedia-Stiftung, Gemeinnützige Stif-
tung für Gesellschaftswissenschaften und Pu-
blizistik, Köln.
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